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Nr. INHALT Seite
l .
17. V. 18 
III ZR 195/17

2 .
29. V. 18 
X Z R  94/17

3.
5. VI. 18 
XI ZR 790/16

4.
7. VI. 18 
III ZR 351/17

a) Zur Verfassungsmàtëigkeit der Entgeltbindung von Privat- 
kliniken, die mit einem für die Behandlung durch Kranken- 
kassen zugelassenen Krankenhaus, insbesondere mit einem 
Plankrankenhaus (§ 108 Nr. 2 SGB V), ràumlich und organi- 
satorisch verbunden sind (§17 Abs. 1 Satz 5 KHG).
b) Die Begrenzung der Entgelthôhe für »verbundene« Privat- 
kliniken gemâfi § 17 Abs. 1 Satz 5 K H G  erfasst auch den Fall, 
dass zunâchst eine Privatklinik betrieben wurde, aus der sich 
eine weitere Klinik entwickelte, für die dann eine Zulassung 
nach § 108 SGB V erlangt wurde.
c) § 20 Satz 1 K H G  schlie&t die Anwendung der Rcgclung
des § 17 Abs. 1 Satz 5 K H G  auf ôffentlich nicht gefôrderte 
Privatkliniken (ohne Versorgungsauftrag) nicht aus. Beide 
Vorschriften haben unterschiedliche Regelungsgegenstande.. 1

/  a) Bei der Besiimmung der Hcihe des Anspruchs des Reisen- 
den gegen den Reiseveranstalter auf eine angemessene Ent- 
schâdigung wegen nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit sind 
vor allem das Ausmafi der Beeintrâchtigung des Reisenden 
durch die nicht oder mangelhaft erbrachten Reiseleistungen 
und der Reisepreis zu berücksichtigen.
b) Die vollstandige Vereitelung einer Reise begründet in der 
Regel keine Beeintrâchtigung des Reisenden, die der Becin- 
trâchtigung durch grob mangelhafte, den Erholungs-, Erleb- 
nis- oder Bildungswert der Reise nahezu vollstàndig entwer- 
tende Mângel der geschuldeten Reiseleistungen gleichkame.
c) Macht der Reisende einen Entschadigungsanspruch wegen
Vereitelung der Reise geltend, stehen ihm daneben weder un- 
ter dem Gesichtspunkt des Aufwendungsersatzcs nach § 651c 
Abs. 3 BGB noch unter dem Gesichtspunkt des Schadenser- 
satzes die M ehrkosten einer Ersatzreise zu ................................ 26
Die von einer Bank in Darlehensvertragen mit einem variablen 
Zinssatz verwendeten vorformulierten Klauscln 
»Zinscap-Pramie:... % Zinssatzp.a. ... % variabel*
*) Bis zum ... betragt der Zinssatz mindestens ... p.a. und 
hôchstens ... p.a.
Die oben angeführte Zinscap-Pramie ist sofort fallig.« 
und
»Zinssicherungsgebühr:... % Zinssatz p .a .... % variabel*
*) Bis zum ... betragt der Zinssatz mindestens ... p.a. und 
hôchstens... p.a.
Die oben angeführte Zinscap-Pramie ist sofort fallig.«
sind im Geschaftsverkehr m it Verbrauchcrn unwirksam........  35
a) Vom Klauselverbot des § 309 Nr. 9 Buchst. c BGB sind 
nur solche Kündigungsfristen erfasst, die eingehalten werden 
müssen, damit es nicht zu einer (stillschweigenden) Verlange- 
rung des Vertrags kommt.
b) Eine formularvertragliche Regelung, welche die Môglich-
keit, einen Kinderkrippenbetrcuungsvertrag mit einer Frist von 
zwei Monaten zum Monatsende zu kündigcn, für die Monate 
Juni und Juli (also: eine Kündigung zum 30. Juni und 31. Juli) 
ausschlietët, hait einer Kontrolle nach § 307 BGB stand.......... 51



5.
8. VI. 18 
V Z R  125/17

a) Die Pflicht zur D urchführung von Beschlüssen der Woh­
nungseigentümer trifft den Verwalter und nicht die W oh­
nungseigentümergemeinschaft; daher begriinden Pflichtver- 
letzungcn des Verwalters, die sich auf die Durchführung von 
Beschlüssen beziehen, keine Schadensersatzansprüche einzei- 
ner Wohnungseigentümer gegen die Wohnungseigentümerge- 
meinschaft.
b) Ein Wohnungseigentümer kann von dem Verwalter ver- 
langen, dass er seine gesetzliche Pflicht zur Durchführung 
von Beschlüssen gcmâfi § 27 Abs. 1 Nr. 1 W EG erfüllt; dieser 
Anspruch kann ggf. im Klageweg durchgesetzt werden.
c) Handwerker, Bauleiter oder Architekten, die der Verwalter
zur Durchführung einer beschlosscncn Sanierung im Namen 
der Wohnungseigentümergemeinschaft beauftragt, sind im 
Verhâltnis zu den einzelnen W ohnungseigentümcrn nicht 
Erfüllungsgehilfen des Verbands im Sinne von § 278 Abs. 1 
BGB; für Schaden, die solchc Auftragnehmer schuldhaft am 
Sondereigentum verursachen, haftet regelmaftig nicht die 
Wohnungseigentümergemeinschaft, sondern der Schâdiger 
aufgrund der Verletzung von Pflichten aus einem Vertrag mit 
Schutzwirkung zugunsten D ritte r..............................................
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